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Zusammenfassung

Die Benennung von Straßennamen nach Personen, die eine wie auch immer geartete NS-
Belastung aufweisen, ist ein Sachverhalt, dem sich die Gesellschaft der Bundesrepublik
seit einigen Jahren verstärkt in einem diskursiven Prozess stellt. Verschiedene Lösungs-
wege wurden und werden dabei angedacht bzw. beschritten, die – je nach der Form und
Schwere der Belastung, aber auch nach dem aktuellen politischen Diskussionsklima –
von der unkommentierten Beibehaltung der bisherigen Straßenbenennungen bis hin zu
deren vollständiger Tilgung reichen. Auch Kronshagen weist mit seiner „Bürgermeister
Drews-Straße“ eine derart problembehaftete Straßenbenennung auf. Die Straßenbenen-
nung geht auf die Ehrung zurück, die die Gemeinde Kronshagen ihrem langjährigen Bür-
germeister Paul Drews bei dessen Eintritt in den Ruhestand zusammenmit der Verleihung
des Ehrenbürgerrechts imMai/Juni 1961 angedeihen ließ. Damals war dasWirken von Paul
Drews als Bürgermeister auch während der NS-Diktatur durchaus bekannt. Doch überwog
zu Beginn der 1960er Jahre im Rückblick die positive Leistungsbilanz des Bürgermeisters
nach dem Zweiten Weltkrieg, etwa in Hinsicht auf den Bau der örtlichen Mittelschule, des
Seniorenwohnheims, der Turnhalle oder der Kanalisation, ganz abgesehen davon, dass in
jenen Tagen der Umgang mit der eigenen NS-Geschichte und deren Aufarbeitung natür-
lich einen ganz anderen Stellenwert besaß und eine ganz verschiedene Tiefenschärfe auf-
wies als heute. Indes entzieht sich die Person Paul Drews bis heute einer absolut eindeuti-
gen Kategorisierung, sodass damals wie in unserer Gegenwart eine Entscheidung pro oder
contra Ehrung/Straßenbenennung keine unbedingt leichte, sondern vielmehr eine in aller
Sachlichkeit herausfordernde Aufgabe darstellt. Insgesamt darf dabei davon ausgegangen
werden, dass Bürgermeister Drews mit anderen Mitgliedern der Gemeindeverwaltung bis
zum August 1945 die vorhandene NS-Aktenüberlieferung weitgehend „gesäubert“, d. h.
um eindeutig belastendes Material reduziert hat. Nur so sind die erkennbaren Lücken im
heutigen Archivbestand erklärbar. Was gleichwohl aus der schütteren Überlieferung her-
ausgearbeitet werden kann, ist z. B. Drews‘ sicher bewusste Falschaussage im Zuge seines
Entnazifizierungsverfahrens bezüglich des Datums seines Eintritts in die NSDAP genauso
wie seine Falschauskunft 1946, die Eingemeindung Kronshagens nach Kiel verhindert (an-
statt, wie es tatsächlich der Fall war, aktiv betrieben) zu haben oder seine fragwürdigen
Einflussnahmen zulasten von Bürgern und zugunsten von Parteifreunden undMarineinsti-
tutionen während der NS-Zeit, um nur ein paar Befunde der hier folgenden Ausführungen
zu erwähnen. Weil die genannten Fakten jedoch in ihrer Zeit zu kontextualisieren sind und
weil man sich in der Bewertung der Rolle Paul Drews‘ während der NS-Zeit unbedingt nicht
in bloßer Schwarz-Weiß-Malerei ergehen kann, sondern vielmehr fürwechselndeGrautöne
sensibilisiert seinmuss, hat die Gemeinde Kronshagen Prof. Oliver Auge undDr. Ulrich Erd-
mann, die sich beide bereits als Autoren der Ortschronik von 2021 intensiv mit der Person
des ehemaligen Bürgermeisters und „seiner“ Straße befasst haben, offiziell beauftragt, ein
Gutachten zu erstellen, das auf der Grundlage weiterer intensiver Archivrecherchen und in
Abgleich mit ähnlichen Problemfällen anderenorts eine sachlich-kritische Empfehlung zur
Frage der künftigen Straßenbenennung liefern soll. Ohne derMeinungsbildung in den Gre-
mien in irgendeiner Form vorgreifen zu wollen, empfiehlt sich im Fall der „Bürgermeister
Drews-Straße“ wohl ein Mittelweg.
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1. Quellenlage

Vordergründig stellt sich die Quellenlage insbesondere im Gemeindearchiv Kronsha-
gen zu den Jahren 1934–1945 und 1950–1961 und den entsprechenden Amtszeiten
des Bürgermeisters Paul Drews (1893–1972) als reichhaltig dar.

Zum 750-jährigen Jubiläum des Ortes beauftragte die Gemeinde 2018 Prof. Oliver
Auge, die wissenschaftlich fundierte Ortschronik „Kronshagen. Von der agrarischen
Siedlung im Mittelalter zur Gartenstadt der Gegenwart“ herauszugeben. Dies bot
dem Mitverfasser Dr. Ulrich Erdmann von 2018 bis 2020 den Anlass, das erhaltene
Material für das Unterkapitel „Kronshagen zwischen Revolution und ‚nationaler Erhe-
bung‘“ über den Zeitraum von 1918–1945 näher in Augenschein zu nehmen.1

In demText der folgendenUntersuchung über dasWirken vonBürgermeister und Eh-
renbürger Paul Drews in Kronshagen sowie der Frage der Straßenbenennung 1961
wird mit den jeweiligen Seitenzahlen der genannten Chronik auf die entsprechen-
den Zitatemit impliziten Verweisen zu denQuellen hingewiesen.2 ZumAbschluss des
o.g. Chronik-Kapitels bis 1945 hatte der Verfasser zu der Materiallage zu resümieren,
dass wie in anderen Orten auch in der Gemeindeverwaltung von Kronshagen wäh-
rend des Übergangs von der NS-Diktatur bis zur Phase der britischen Militärregie-
rung die meisten politisch belastend erscheinenden Aktenstücke verlorengegangen
seien.3

Noch über das Kriegsende im Mai 1945 hinaus beließen die Einheimischen den all-
gemein angesehenen und unangefochtenen Bürgermeister Paul Drews im Amt und
mit entsprechenderHandlungsfreiheit bei den Verwaltungsunterlagen imGemeinde-
haus. So wurde er erst nach einer Direktive der britischen Militärregierung von der
hiesigen Gemeindevertretung am 11. August 1945 abgewählt.4 Wie alle vergleichba-
ren Bürgermeister in Schleswig-Holstein kam Paul Drews dann umgehend in Inter-
nierungshaft und durchlief ein Verfahren.

1 Ulrich Erdmann (2021). „Kronshagen zwischen Revolution und nationaler Erhebung“. In: Kronshagen.
Von der agrarischen Siedlung imMittelalter zur Gartenstadt der Gegenwart. Hrsg. von Oliver Auge. (Nord-
elbische Ortsgeschichten, Bd. 6). Husum, S. 136–207.

2 WeitereQuellenverweise im fortlaufenden Textwerdenmit den KürzelnGAK (für dasGemeindearchiv
Kronshagen) und LASH (für das Landesarchiv Schleswig-Holstein) samt Signaturen markiert.

3 Erdmann 2021, S. 204.
4 Ebd.
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Bis zu diesem Zeitpunkt hatte Paul Drews seit dem Ende des Ersten Weltkriegs die
erhalten gebliebenen Protokollbücher der Gemeinde mit eigener Hand zum jeweils
aktuellen Geschehen lückenlos geführt. Dazu zählten in den Sitzungen der Gemein-
devertretung ab 1933 die Stationen der sogenannten Gleichschaltung und indirekt
des Machtkampfs um das Bürgermeisteramt, das Paul Drews im Februar 1934 mit
der Unterstützung der neuen Gemeinderäte wie demNSDAP-Ortsgruppenleiter Lud-
wig Peters übernahm.5 Als letzterer 1936 von dem Parteiamt zurücktreten musste,
bis Kriegsende allerdings alsMitglied imGemeinderat verblieb und gleichzeitig gegen
diese Institution eine juristische Klage führte, hatte der Protokollant Drews 1938/39
den Streitgegenstand und Ausgang dieses Rechtsverfahrens offenbar aus Vorsicht
vor vermuteten späteren Auseinandersetzungen nur vage umschrieben.6 Entspre-
chende Lücken auch zu anderen Themen hatte der Mitverfasser dieses Gutachtens
mitMaterial in anderen Institutionen (wie den Entnazifizierungsakten von Paul Drews
im Landesarchiv Schleswig, im Folgenden: LASH) oder durch Zeitungsartikel in den
Jahrgängen bis 1945 zu rekonstruieren versucht.

Nachfragen bei einheimischen Zeitzeugen blieben 2018 bis 2020 oft ergebnis-
los. Selbst manche politisch anders als der ehemalige Bürgermeister orientierten
Kronshagener hatten ihren Kindern in der Nachkriegszeit anhaltend vermittelt, nicht
näher nach Person und Taten von Paul Drews in den NS-Jahren zu fragen oder zu
forschen, da ihnen dieser als Amtsperson seinerzeit bei (ungenannten) prekären An-
gelegenheiten angeblich behilflich gewesen sei.

Für die Jahre ab 1946 ist die Überlieferungslage an Material im Gemeindear-
chiv Kronshagen (und in anderen Institutionen) zu dem Wirken des Nachkriegs-
Bürgermeisters Paul Drews ab 1950 dagegen deutlich aussagekräftiger.

5 Erdmann 2021, S. 166–69.
6 Ebd., S. 180/81.
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2. Karriere von Paul Drews

2.1 Werdegang bis 1932

Eine orientierendewie harmonisierende Kurzbiographie von Paul Drews (1983–1972)
hat Alice Ohrenschall für die Ortschronik von 1971 mit dem Aufsatz „Ein Leben für
Kronshagen“ vorgelegt.7 Demnach hatte Drews (1983–1972) in seiner Geburtsstadt
Preetz ab 1908 eine dreijährige Lehrzeit in der Verwaltung absolviert und wechselte
1911 für sein weiteres Berufsleben anfangs als einfacher Sekretär in die Amts- und
Gemeindeverwaltung von Kronshagen. Im Ersten Weltkrieg wurde er nicht zum akti-
ven Militärdienst eingezogen, heiratete 1915 und wurde Vater von zwei Kindern. Ab
1920 arbeitete er in Kronshagen als Obersekretär, fungierte ab 1927 als Verwaltungs-
Oberinspektor und setzte mit dem Diplom für Kommunalbeamte seine Karriere
fort.

1924 ließ Drews sichwie sein Dienstvorgesetzter Gemeindevorsteher Hermann Evers
vondempersönlich bekanntenArchitektenArnold Bruhn eine repräsentative Villa (im
Hasselkamp 55) errichten;8 er war damals Mitglied der im Gemeinderat bestimmen-
den völkisch-antisemitischen Deutschnationalen Volkspartei (DNVP).

Die Folgen der Weltwirtschaftskrise stellten ab Herbst 1929 auch die Gemein-
de Kronshagen vor so große Probleme, dass ihre Vertreter mit der Nachbarstadt
Kiel über ihre Eingemeindung verhandelten. Für diese sprach sich Paul Drews am
27.01.1930 in der Gemeinderatssitzung (wie acht andere Gemeindevertreter bei zwei
Gegenstimmen) aus und hielt dies so auch im Protokollbuch fest.9 Als der Magistrat
von Kiel selbst dagegen diese Eingliederung 1930 ablehnte, sondierte Drews 1932 für
einen weiteren Versuch10 und sollte auch in den Folgejahren mehrfach seine Bereit-
schaft zu dieser ÜbernahmeKronshagens durch dieNachbarstadt bekunden.11

Das genaue Gegenteil nahm Paul Drews später wahrheitswidrig während seines Ent-
nazifizierungsverfahrens in einem Brief an den Entnazifizierungs-Hauptausschuss
Rendsburg vom 14.04.1948 in Anspruch, um seine NS-Belastung der Kategorie III

7 AliceOhrenschall (1971). „Ein Leben für Kronshagen.“ In: Kronshagen. Beginn – Entwicklung – Gegenwart.
Hrsg. von Gemeinde Kronshagen. Kiel, S. 44.

8 Erdmann 2021, S. 147.
9 Ebd., S. 153–55.
10 Ebd., S. 159/60.
11 Ebd., S. 176/77 u. S. 191.
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(Minderbelastete) herabstufen zu lassen: „Dass die Gemeinde Kronshagen heute
überhaupt noch selbstständig ist, eine Eingemeindung auf Kiels Bestreben nicht ge-
schah, darf ich, ohne überheblich zu sein, voll fürmich in Anspruch nehmen. Hierüber
geben auch die Akten der Gemeindeverwaltung genügend Aufschluss“.12

Paul Drews war seit 1929 Mitglied des Kreistages in Bordesholm und war er mit gro-
ßen Teilen der hiesigen Bevölkerung Anfang August 1932 empört, dass der Reichs-
kanzler Franz von Papen nach seinem Staatsstreich („Preußenputsch“) die geheim
gehaltene Auflösung des Kreises Bordesholm kurzfristig für den 01.10.1932 verfügte,
was Staats- wie Politikverdrossenheit zum Ende der Weimarer Republik noch weiter
beförderte. So strengte der Dipl.-Kommunalbeamte Drews exemplarisch für viele an-
dere davon Betroffene im Oktober 1932 eine Klage dagegen beim Staatsgerichtshof
in Leipzig an. Nach dem Regimewechsel 1933 und seinem Beitritt zur NSDAP wurde
er von 1933–1936 Abgeordneter im Kreistag in Rendsburg und zog seine Klage erst
im September 1934 auf Drängen übergeordneter Stellen zurück.13

2.2 Karriere 1933–1945

Bei der Machtübernahme der Nationalsozialisten zu Beginn des Jahres 1933 hatte
der langjährig erfahrene Verwaltungsbeamte Paul Drews gute Karriereaussichten in
Kronshagen, zumal ihm seine Klage gegen die Auflösung des „Alt“-Kreises Bordes-
holm viele Sympathiebekundungen aus allen politischen Lagern eingetragen hat-
te.

So wurde er zu den Kommunalwahlen am 13.03.1933 im Ort zum Spitzenkandida-
ten des konservativ-rechtsextremen Bündnisses einer „nationalen Einheitsliste“ aus
NSDAP, DNVP, Stahlhelm und demhiesigen Kommunalverein bestimmt.Welcher die-
ser einzelnen Gruppierungen er sich für die Ebene in dem nun zuständigen Kreis an-
geschlossen hatte, war bereits am 26.02.1933 in den Kieler Neuesten Nachrichten zu
lesen (vgl. Abb. 2.1): „Die Liste der NSDAP zur Kreistagswahl des Kreises Rendsburg
trägt an den ersten 13 Stellen folgende Namen: […] 7.) Diplom-Kommunalbeamter
Paul Drews- Kronshagen […]“.14

Der Parteibeitritt von Paul Drews mit der entsprechend niedrigen Mitgliedsnum-
mer 1.502.582 ist in der NSDAP-Gaukartei mit dem Stempelaufdruck „1.3.1933“ fest-
gehalten worden. Auch selbst bekannte sich Drews zu diesem Beitrittsdatum am
01.03.1933 kurz nach Kriegsende am 15.05.1945mit seiner Unterschrift und ließ dies
in seinem ersten Fragebogen zur Entnazifizierung zugleich den Gemeindekassierer
Alfred Raasch als Zeugen schriftlich bestätigen (vgl. Abb. 2.4).15 Nachdem allerdings
die britische Militärregierung im Sommer 1945 die Wählbarkeit von Gemeinderäten
für die Fälle von NSDAP-Beitritten vor dem April 1933 verboten hatte, datierte Drews

12 LASH, Abt. 460.11, Nr. 148/2034, Eine Kopie der Entnazifizierungsakte befindet sich nunmehr im Ge-
meindearchiv Kronshagen.

13 Paul Steffen (2008). „Der Kreis Bordesholm 1867-1932“. In: Jahrbuch für das ehemalige Amt Bordesholm,
S. 191–196, hier S. 194; Erdmann 2021, S. 159.

14 Ebd., S. 162.
15 LASH, Abt. 460.11, Nr. 148/2034; Erdmann 2021, S. 163.
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Abbildung 2.1: Artikel zur Kreistagswahl. Die Liste der NSDAP (Quelle: Kieler Neueste Nach-
richten vom 26.02.1933).

diesen Schritt für seine Person dauerhaft auf den für ihn vorteilhafteren Mai 1933
um.

So trug er am 22.03.1947 in den ausführlichen zwölfseitigen Fragebogen zur Entnazi-
fizierung nun als Datum für seinen NSDAP-Eintritt explizit den 01.05.1933 ein, fügte
die Fußnote „Eintrittsdatumspäter vonder Partei auf den 1.3.1933 zurückdatiert“ hin-
zu und bezeugte die Wahrheitsgemäßheit erneut mit seiner Unterschrift.16 Auch in
seiner Berufungsbegründung an den Entnazifizierungs-Hauptausschuss Rendsburg
vom 08.07.1949 und in den weiteren Jahren hielt er mit Erfolg an dieser Legende fest:
„Zum 1. Mai 1933 trat ich in die NSDAP ein und erhielt die Mitgliedsnr. 1.502.582.

16 Erdmann 2021, S. 163.
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Dieses Eintrittsdatum ist später von der Partei ohne mein Zutun auf den 1.3.1933
zurückdatiert“.17

Im Frühjahr 1933 konnte die rechtzeitig vollzogene NSDAP-Mitgliedschaft bis zum
01.05.1933 (noch vor demmehrjährigen Aufnahmestopp bis 1937) insbesondere für
Beamte karrieresichernd oder -fördernd sein. Von frühzeitig sich zum Nationalso-
zialismus Bekennenden wurden solche Beitrittsanträge und -verfahren auch als In-
strument in Machtkämpfen genutzt, und dies geschah im Vergleich zur Kreisstadt
Rendsburg in Kronshagen vergleichsweise unauffällig.

Dort war das Aufnahmegesuch von Drews’ Dienstvorgesetztem, dem Gemeindevor-
steher Hermann Evers, laut NSDAP-Zentralkartei mit der deutlich höheren Mitglieds-
nummer 2.754.176 undGültigkeitsstempel zum „1.5.1933“ zunächst bewilligt, danach
aber ohne nähere Begründung mit dem Stempel „Aufnahme ungültig lt. R.L.“ verse-
hen worden.

DemRendsburger Bürgermeister Heinrich de Haanwar als augenfällige Parallele die-
se formelle Aufnahme in die NSDAP bereits gebilligt worden. Sie scheiterte jedoch
an dem Widerstand der örtlichen NSDAP-Ortsgruppe und insbesondere seines hier
offen auftretenden Berufskonkurrenten (und ebenfalls umgehenden Nachfolgers)
Franz Krabbes: „1933 hatte der Reichsschatzmeister der NSDAP die Aufnahme de
Haans in die Partei bereits vermerkt, mit dem Eintrittsdatum 1. Mai 1933 und der
Mitgliedsnummer 2.750.521. Aufgrund des Widerstands der Rendsburger NSDAP-
Ortsgruppenleitung erlangte die Mitgliedschaft jedoch ‚keine Rechtskraft‘, weil die
Unterlagen nicht an de Haan ausgehändigt worden waren.“18

Im Sommer 1933 vollzogen sich in Kronshagen nicht nur die sogenannte Gleichschal-
tung und damit Ausschaltung der Oppositionsparteien in der Gemeindevertretung,
sondern in der Führung der NSDAP auch der Wechsel zu dem radikalen wie eigen-
nützigen Ortsgruppenleiter Ludwig Peters. Dieser berief sich in seinen andauernden
Konkurrenzkämpfen mit anderen Elektronik-Handwerkern am Ort auf die Unterstüt-
zung von Paul Drews (und nicht dessen Vorgesetztem Hermann Evers).19

Im Unterschied zu Evers konnte sich der Parteigenosse Drews ab Sommer 1933 mit
einemGeschichtsvortrag vor der NSDAP-Ortsgruppe und durch deren Unterstützung
in der Öffentlichkeit mit einigen prestigeträchtigen Projekten zur Errichtung eines
Sportplatzes (benannt nach Adolf Hitler), der Gründung des „Winterhilfswerks“ am
Ort und der Initiative zum Bau einer Kirche in Kronshagen erfolgreich als Führungs-
persönlichkeit profilieren.20

Wenngleich die konsequente Ausschaltung des Amtsinhabers Evers zugunsten von
Drews in Kronshagen dezenter und reibungsloser als z. B. in Rendsburg verlief,
klangen die strukturellen Ähnlichkeiten in dem Verabschiedungs-Schreiben des NS-
LandratsWilhelmHamkens an den abberufenen Bürgermeister vom26.01.1934 den-

17 LASH, Abt. 460.11, Nr. 148/2034; Erdmann 2021, S. 163.
18 Günter Neugebauer (2018). Gegen das Vergessen. Opfer und Täter in Rendsburgs NS-Zeit. Rendsburg,
S. 100.

19 Erdmann 2021, S. 167.
20 Ebd., S. 166–169.
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noch an: „Zumeinem Bedauern ist esmir aber nicht möglich, Sie erneut als Leiter der
Gemeinde zu berufen. Ich habe vielmehr auf Vorschlag maßgebender Persönlichkei-
ten aus Kronshagen Herrn Gemeindeoberinspektor Drews zu Ihrem Nachfolger be-
stellt.“ Prägnanter wurde 2020 in einem Gutachten für die Stadt Rendsburg über den
dort 1934 ähnlich ausgeschiedenen Bürgermeister formuliert: „De Haan wurde das
Opfer des Karrierestrebens eines gut vernetzten lokalen Akteurs, nicht das Opfer des
nationalsozialistischen Verfolgungsapparates“.21

Auf Kronshagener Ebene ist das unauffällige Agieren des ProfiteursDrews von aktuel-
len wie auch späteren Zeitgenossen zu seinen Lebzeiten wesentlich milder beschrie-
ben worden. Stattdessen wurde der neue Bürgermeister am 01.03.1936 zu seinem
25. Dienstjubiläum in den Kieler Neuesten Nachrichten ganz untypisch für das übli-
che Auftreten vonNS-Führungspersönlichkeiten gelobt: „Stets bemüht, jedemmit Rat
und Tat beizustehen, erfreut sich Bürgermeister Drews bei der gesamten Einwohner-
schaft größter Beliebtheit. Auch sein Verhältnis zu seinen Mitarbeitern in Verwaltung
und Gemeinderat kann nur als vorbildlich bezeichnet werden“.22

Ab April 1934 wurde die Geschäftsstelle der NSDAP in Kronshagen bezeichnender-
weise in die erste Etage des Gemeindehauses verlegt, und in diesem hatte Drews in
seinem umfassenden Verwaltungshandeln z. B. als örtlicher Standesbeamter die sich
stetig verschärfende NS-Familien- und Rassengesetzgebung umzusetzen. So hielt er
als Ortsgruppen-Amtsleiter der NS Volkswohlfahrt Kronshagen Vorträge über das
Ehegesundheitsgesetz, erbgesundheitliche Voraussetzungen oder die Arbeit der Sip-
penämter. Dabei hatte Drews ab 1936 nach einem Geheimerlass „zur Reinerhal-
tung des deutschen Blutes“ Eheschließungen von Einheimischen mit Menschen „jü-
discher oder anderer artfremder Rasse“ zu verhindern, den frisch getrauten Paaren
in Kronshagen das übliche Exemplar von Hitlers „Mein Kampf“ zu überreichen und
zuweilen die Pflegschaft über geistig gebrechliche Anwohner auszuüben.23

Bei umfassender „Gleichschaltung“ aller Lebensbereiche in den Friedensjahren des
Dritten Reiches konnte der Bürgermeister z. B. den (kaum freiwilligen) Arbeitseinsatz
von ehemaligen Wohlfahrtsempfängern für zahlreiche Bau- und Infragestrukturpro-
jekte nutzen, von denen die Schaffung und Einweihung des Adolf-Hitler-Sportplatzes
am 02.06.1935 die größte öffentliche Aufmerksamkeit weckte.

Vor dem Gemeindehaus nahm Bürgermeister Drews damals den Vorbeimarsch der
verschiedenen Parteiformationen und Tausenden von Turnern ab, verlas am Sport-
platz das Treue-Telegramm der Gemeinde an Adolf Hitler und hielt die Weiherede.24

In den Kieler NeuestenNachrichten vom06.06.1935 erschien dazu eines der seltenen
erhaltenen Fotos von Drews in SA-Uniform beim Hitler-Grußmit der Bildunterschrift:
„Die Einweihung auf dem Adolf-Hitler-Platz in Kronshagen. Bürgermeister Drews
bringt nach seiner Weiherede das Sieg-Heil auf den Führer aus.“ (vgl. Abb. 2.2)

21 Erdmann 2021, S. 169.
22 Ebd., S. 177.
23 Ebd., S. 166 u. 177f.
24 Ebd., S. 173–176.
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Abbildung 2.2: Aufnahme von der Einweihung des Adolf-Hitler-Sportplatzes am 02.06.1933
(Quelle: Kieler Neueste Nachrichten vom 06.06.1935).

Am Ort hatte Verwaltungschef Drews auch die politische Zuverlässigkeit von An-
tragstellern in Erfahrung zu bringen und für öffentliche Ordnung im Sinne des NS-
Systems zu sorgen. An deren Störung und dem ersten offenen Straßenterror im be-
schaulichen Kronshagen war 1936 ausgerechnet der hiesige Hilfsgeistliche und spä-
tere Gemeindepfarrer Ernst Scharrenberg beteiligt. Dieser versammelte sich zu den
Reichstagswahlen im März 1936 mit dem SA-Sturm Kronshagen (mit Braunhemd,
Sturmmütze und Lederriemen unter dem Kinn) vor dem bereits mit Schmähungen
beschmierten Haus des Pensionärs und Zeugen Jehovas Friedrich Belz in der Kieler
Straße 43, warf Fensterscheiben ein und skandierte Parolen gegen den wahlunwil-
ligen „Volksverräter“, bis dieser wie seine Frau einen Nervenzusammenbruch erlitt
und durch den rückwärtigen Garten flüchtete.

Die Opfer wurden von der Ortspolizeibehörde bzw. dem Amt Kronshagen schriftlich
zur Beseitigung der SA-Schmähparolen an dem Haus auf eigene Kosten verpflich-
tet. Nahezu zeitgleich zu der Ermordung von Belz im März 1938 im fernen KZ Sach-
senhausen wohnte Bürgermeister Drews der Amtseinführung von Scharrenberg als
Pastor bei und trat in der Öffentlichkeit Kronshagens bei der Einweihung von Wohn-
bauten wie den ELAC-Reihenhausblöcken mit den regimeüblichen Lobesreden auf
Hitler in Erscheinung. 1964 sollten Paul Drews wie der weiterhin amtierende Pastor
Scharrenberg und die Verwaltungsspitze mit diesem Straßenterror schriftlich durch
einen überlebenden Glaubensbruder von Belz konfrontiert werden.25

25 Erdmann 2021, S. 178–180.
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Für die Planung des prestigeträchtigen Bauprojekts eines 185 m langen Marinelaza-
retts an der Kopperpahler Allee setzte Drews umstrittene Grundstücksenteignungen
zulasten Einheimischer durch und verknüpfte dies mit seiner anhaltenden Protekti-
on des hiesigen Architekten und Parteigenossen Arnold Bruhn. Dem ehrenamtlichen
Bausachverständigen hatte er ohne Grundlage jahrelang die Letztentscheidung über
die Ausgestaltung neuer Bauprojekte in Kronshagen zugespielt. Erst 1939widerstand
ein privater Bauherr (Hermann Andritzki, bis 1933 ein hoher SPD-Funktionär am Ort)
mit Erfolg dem gemeinsamen Druck von Drews, Bruhn und dem Landesleiter der
Reichskammer der Bildenden Künste.26 Ein entsprechend drohender Brief des Bür-
germeisters hat sich in den Gemeindeakten anstelle des üblichen Durchschlags mit
seinem Signaturkürzel bezeichnenderweise nur als Abschrift von dritter Hand erhal-
ten.27

Stärker als die örtliche Hitler-Jugend selbst trieb Drews engagiert den Bau eines HJ-
Heims am Suchsdorfer Weg voran, dessen Einweihung er im Mai 1939 mit dem übli-
chen Lob auf Adolf Hitler und dessen Jugendförderung in der nationalsozialistischen
Bewegung verband.28 Bald nach Ausbruch des Zweiten Weltkriegs im September
1939 trafen von der Front in Polen die ersten Todesnachrichten von aus Kronshagen
stammenden Wehrmachtssoldaten ein. Dabei hatte Drews im November 1939 die
heikle Aufgabe zu übernehmen, der trauernden Familie Sinjen das Angebot von der
SS-Leibstandarte Adolf Hitler auszurichten, eine Rente für ihren in Polen gefallenen
Sohn zu beantragen.29 Die Ehrung von Kriegsgefallenen aus Kronshagen und ab Fe-
bruar 1941 auch das Gedenken der einheimischen Bombenopfer sollte für Drews bei
den Gemeinderatssitzungen zu einem wiederkehrenden Tagesordnungspunkt wer-
den.

Von öffentlich auftretenden Personen wie Bürgermeistern dürfte damals der Dank
an die Vorsehung für das Scheitern des Hitler-Attentats am 08.11.1939, das Lob für
die anfänglichen Erfolge der deutschen Wehrmacht oder der bekundete Stolz auf
Auszeichnungen für einheimische Frontsoldaten selbstverständlich erwartet worden
sein.30 Derartige Bekundungen stellen ausdrücklich kein sicheres Indiz für eine be-
dingungslose Identifikation mit der NS-Ideologie und den proklamierten Kriegszielen
dar.

Insbesondere ab Mitte 1941 war Bürgermeister Drews bei einer stetig zusammen-
brechenden Infrastruktur im Ort aufgrund anhaltender Zerstörungen aus der Luft
und wegen des Zuzug-Drucks aus der stärker angegriffenen Kriegshafenstadt Kiel
gezwungen, mit improvisierten Notmaßnahmen auf das immer größere Chaos in
Kronshagen zu reagieren. Dazu zählten u. a. die Anlage von Schutzbunkern und Split-
terschutzgräben, das Umfunktionieren der Kronshagener Schule zum städtischen
Hilfskrankenhaus, die Ausgabe von Bezugsscheinen für verknappte Lebensmittel,

26 Erdmann 2021, S. 184.
27 GAK 3-685.
28 Erdmann 2021, S. 187f.
29 Ebd., S. 189f.
30 Ebd., S. 190f. u. 197.
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die Kinderlandverschickungen und vor allemdie Unterbringung vieler Ausgebombter
aus Kiel.

Im Ort hatte Drews zudem den Einsatz von Hunderten ausländischen Zwangsar-
beitern in kriegswichtigen Firmen und Handwerksbetrieben sowie in zahlreichen
Kronshagener Privathaushalten zu organisieren und berichtete in der Gemeinderats-
sitzung am 16.03.1942 von drei Arbeitslagern am Königstein, am Bahnhofshotel und
auf dem Schützenhof-Gelände in Kopperpahl.31

Der Rendsburger Landrat dieser Kriegsjahre, der überzeugte Nationalsozialist und
Kreisleiter Julius Peters, würdigte 1967 in einem (naturgemäß subjektiven und die
eigenen Verantwortlichkeiten relativierenden) Chronik-Rückblick für den Kreis den
Einsatz von Drews: „Schwierige überörtliche Aufgaben erfüllte während des Kriegs
mehrfach der besonders qualifizierte Bürgermeister von Kronshagen, Paul Drews,
der auch […] bei dem großem Luftangriff auf diese Orte ungewöhnliche Leistungen
erbrachte.“32

Von regelwidrigen Verhaftungen und Verschleppungen sogenannter Volksschädlinge
oder politisch wie rassisch verfolgter Personen durch Kieler Gestapo-Beamte (oder
Amtshilfe von hiesigen Polizisten dabei) dürfte der Kronshagener Verwaltungschef
wenigstens im Nachhinein informiert worden sein, wozu sich allerdings keine Doku-
mente erhalten haben.33 Die Einlieferung vonOrtsansässigen ab Sommer 1944 in das
berüchtigte „Arbeitserziehungslager“ Nordmark am Russee, das dortige Foltern von
Menschen reichsdeutscher wie ausländischer Nationalität und das massenhafte Tö-
ten durch die Gestapo wie das Lagerpersonal muss Drews allerdings sicher bekannt
gewesen sein. So bescheinigte er nach Kriegsende dem Überlebenden August Gom-
bert in einem Schreiben vom 13.06.1945, „im Konzentrationslager Russee“ gefangen
gewesen zu sein.34

Über das massenhafte Verscharren von Leichen aus dem „Arbeitserziehungslager“
zu Kriegsende in Gruben auf dem Kronshagener Friedhof Eichhof könnte der Bür-
germeister indes erst nachträglich informiert worden sein, da ihn der Rendsburger
Landrat Julius Peters zwischenzeitlich beauftragt hatte, ab Winter 1944 an der däni-
schen Westküste ammilitärisch sinnlosen Abwehrbollwerk „Friesenwall“ organisato-
risch mitzuwirken.

Für den Tag des Einmarsches britischer Truppen in Kronshagen am05.05.1945wurde
die Anwesenheit von Paul Drews im Gemeindehaus bei einer dramatischen Zusam-
menkunft von Hitler-Anhängern und -Gegnern nicht verzeichnet. Zwei der anwesen-
den (und drei weitere) Antifaschisten vermochte der offenbar unumstritten gebliebe-
ne Bürgermeister Drews dann im Gemeinderat an die Stelle der beiden ausgeschie-
denden NSDAP-Ortsgruppenleiter Zummack und Peters zu setzen. Von neuen wie

31 Erdmann 2021, S. 195.
32 Julius Peters (1968). „Die nationalsozialistische Zeit: Geschichte des Kreises Rendsburg 1933 bis 1945“.
In: 100 Jahre Kreis Rendsburg. Ein Rückblick 1887 bis 1967. Hrsg. von Kreisausschuss des Kreises Rends-
burg. Rendsburg, S. 50–58, hier S. 54.

33 Erdmann 2021, S. 200f.
34 Ebd., S. 200f.
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den verbliebenen Volksvertretern bekam er auf der ersten Kronshagener Gemeinde-
ratssitzung der Nachkriegszeit am 15.07.1945 das Vertrauen ausgesprochen.35

Mit diesem Votum setzte er die Amtsgeschäfte in Kronshagen im Gemeindehaus bis
August 1945 unvermindert fort, stellte Bescheinigungen u. a. zur Überführung eines
ukrainischen Zwangsarbeiters von einem hiesigen Betrieb in ein Lager aus, nahm
Personaleinstellungen vor und hatte gewiss genügend Freiraum, sich auch um die
Aktenbestände und -überlieferung in der örtlichen Registratur zu kümmern.

Erst durch die bereits erwähnte Direktive der britischen Militärregierung vom
10.07.1945 und auf ausdrückliche Anordnung des neuen demokratischen Landrats
trat der Gemeinderat (nun ohne ehemalige NSDAP-Mitglieder) am 11.08.1945 mit
dem Ziel und deutlichen Ergebnis zusammen, dem seit 1934 amtierenden Bürger-
meister Paul Drews das Vertrauen zu entziehen.36 Der an seiner Stelle einstimmig
gewählte Nachfolger Hans Gerke (SPD) ließ sich dann auf Wunsch des Landrats von
Drews in die Amtsgeschäfte einführen, bis dieser ab dem22.08.1945 für rund ein Jahr
wie vergleichbare Bürgermeister der NS-Zeit in Internierungshaft genommen wur-
de.

2.3 RückzugundEntnazifizierungsverfahren 1945–1949

Laut seinen Angaben im Entnazifizierungsfragebogen vom 22.03.1947 kam Paul
Drews nach seiner Abwahl als Bürgermeister von Kronshagen im August 1945 vom
22.08.1945 bis 08.07.1946 (vermutlich in das Lager Neumünster-Gadeland) in Inter-
nierungshaft. Im Folgenden werden die weiteren Lebensstationen und seine Ausein-
andersetzung mit NS-Vergangenheit und Gegenwart anhand dieser 95 Blatt umfas-
senden Akte im Landesarchiv Schleswig charakterisiert.

Dazu zählen vom 15.05.1945 ein erster Kurz-Fragebogen zur Entnazifizierung von
vier Seiten (vgl. Abb. 2.3 und 2.4), in dem er sein Beitrittsdatum zur NSDAP mit dem
01.03.1933 angab und ebenso wie der Gemeindekassierer Alfred Raasch mit seiner
Unterschrift bezeugte: „Die Angaben auf diesem Formular sind wahr.“

Davon abweichend gab Drews in dem üblichen zwölfseitigen und am 22.03.1947 un-
terschriebenen Fragebogen neben Werdegang und diversen Ämtern bis 1945 unter
der Frage Nummer 41 dieses Beitrittsdatum mit dem 01.05.1933 und der unbeleg-
ten Ergänzung „später vonPartei auf 1.3.1933 zurückdatiert“ an. Diese Selbstauskunft
wurde von den britischen und deutschen Behörden in der Folgezeit nicht mehr über-
prüft oder hinterfragt. Dazu hatte Drews 15 Leumundszeugnisse von Kronshagenern
(darunter von SA-Täter Pastor Scharrenberg und dessenOpfer Gertrud Belz) über sei-
ne politische Unbedenklichkeit beigebracht und unterschrieb auch dieses Formular
(diesmal zusammen mit Gärtnereimeister Paul Ohle) unter Strafandrohung bei Ver-
stoß gegen die Wahrhaftigkeit seiner Angaben.

35 Erdmann 2021, S. 202f.
36 Ebd., S. 204.
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Abbildung 2.3: Kurz-Fragebogen zur Entnazifizierung vom 15.05.1945, Blatt 1 (Quelle: LASH
Abt. 460.11, Nr. 148/2034.).
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Abbildung 2.4: Kurz-Fragebogen zur Entnazifizierung vom 15.05.1945, Blatt 4 (Quelle: LASH
Abt. 460.11, Nr. 148/2034.).
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Aufgrund dieser Aktenlage stufte der Entnazifizierungsausschuss in Rendsburg den
ehemaligen Bürgermeister zu dessen Enttäuschung am 21.07.1947 in diemittlere Ka-
tegorie III (Bewährungsgruppe der Minderbelasteten) ein, gewährte ihm (anfänglich)
lediglich 50% der Pension und ließ sein Vermögen sperren.

Auf den Einspruch von Drews hin konkretisierte der Entnazifizierungs-Revisionsaus-
schuss Rendsburg am 09.09.1947 diese Beurteilung, ihn für einen Posten im öffent-
lichen Dienst nur bedingt für tragbar zu erklären und ihn von leitenden Stellungen
auszuschließen. Auch die britische Militärregierung stufte ihn als Aktivisten ein, weil
er neben zahlreichen nominellen Mitgliedschaften in NS-Gliederungen in Kronsha-
gen von 1933 bis 1945 als Ortsgruppenamtsleiter des (politisch bedeutungsarmen)
Sozialverbandes NSV (Nationalsozialistische Volkswohlfahrt) fungiert hatte.

Im April 1948 stellte Drews einen Antrag auf Nachkategorisierung in die Rubrik IV
(Mitläufer) und führte in einem ersten Schreiben vom14.04.1948 unter anderem aus:
„Es ist mir eine Genugtuung, zu wissen, dass ich auch heute noch bei allen Bevölke-
rungsschichten der Gemeinde wegen meiner absolut unpolitischen, gerechten und
sozialen Einstellung die größte Achtung genieße.“ Neben anderen seiner Verdienste
führte er an, bei seinem unfreiwilligen Ausscheiden im August 1945 die Gemeinde-
kasse mit einem Plus übergeben zu haben.

Mit beiden Aspekten sollte allerdings ein Beschwerdeschreiben der ehemaligen und
nun auswärtigen Kronshagener Landbesitzerin E. Thiessen vom 09.03.1948 an die
Gemeinde korrespondieren. Darin bezichtigte sie „den früheren Bürgermeister und
Großnazi“, ihre Familie ab 1937/38 mit einem „Grundbuchschwindel“ und „Betrug“
um Bauland für das geplanteMarinelazarett ohne entsprechende Bezahlung geprellt
zu haben: „[…] somachte es ja genau sein geliebter Führer-Kriegsverbrecher, der hol-
te sich auch die abgetrennten Gebiete v. 1918 ohne zu fragen oder zu bezahlen, nur
durch unser Kinder Blut.Wir habendiesenHitler nicht gewählt u. auchnie seine Partei
angenommen, darum machte auch dieser Großnazi-Bürgermeister solche Hetzerei-
en gegen uns u. zahlte nichts.“37

Der Drews nicht gewogene Nachfolger und Gemeindedirektor Hans Gerke hatte der
nunbei Lensahn lebendenAntragstellerin am17.03.1948 allerdings zu erwidern, dass
die fragliche Entscheidung seines Vorgängers vom08.05.1940 nicht korrigiert werden
könne. Drews hingegen legte in seinem ergänzenden Schreiben vom 30.04.1948 an
den öffentlichen Kläger beim Hauptausschuss des Kreises Rendsburg (ohne zeitliche
Konkretisierung) seine angebliche Motivation dar, sich den Nationalsozialisten ange-
schlossen zu haben:

„Ich bin im Jahre 1933 im guten Glauben der NSDAP beigetreten. Infolge meines un-
mittelbaren Kontaktesmit denweitesten Kreisen der Einwohnerschaft und insbeson-
dere auch mit den minderbemittelten Bevölkerungsschichten sah ich deren Notlage,
die fast ausschließlich durch die katastrophale Erwerbslosigkeit der damaligen Zeit
bedingt war. Die programmatische Zusicherungen der NSDAP, für Arbeit und Brot zu
sorgen, waren nun der Grund meines Beitritts. Ich habe derzeit leider die weiteren

37 GAK 4-21b.
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politischen, den Weltfrieden und die Menschlichkeit untergrabenden Ziele der Partei
und die verwerfliche Mentalität ihrer Führung nicht erkannt.“

Dieser Rechtfertigungsversuch von Drews mit dem Ziel einer Besserstellung rief nun
dessen Nachfolger Gerke auf den Plan, der am 31.05.1948 an das gleiche Gremium
ein vierseitiges Schreiben mit sieben Aspekten sandte, die Drews belasten sollten.
Aus Mangel an erhaltenem aussagekräftigem Aktenmaterial oder weil Gerke seine
Behauptung, die vorgelegten 16 Leumundszeugnisse seien teils von Drews selbst
getippt worden, nicht belegen konnte, blieben seine Kritikpunkte aber wirkungs-
los.

Mit der neuen Einstufung vom 07.09.1948 in die Kategorie IV (Mitläufer) ohne Be-
schränkungen und bei voller Pension gab Drews sich allerdings nicht auf Dauer zu-
frieden, zumal die Verfahren mittlerweile von den britischen auf die deutschen Be-
hörden übertragen und die Maßstäbe immer weniger konsequent angewandt wur-
den. So stellte er am 19.05.1949 mit sechs weiteren Leumundszeugnissen an den
Entnazifizierungs-Hauptausschuss in Rendsburg denAntrag (vgl. Abb. 2.5): „Da ich die
erstmalige Einstufung in III zu hart finde, bitte ich umnochmaligeÜberprüfung.“

Mit dem Vorsitzendem Adolf Boldt und dem Beisitzer Franz Piechozki (bis 1933 als
führender SPD-Funktionär von Kopperpahl-Kronshagenmit den örtlichen Verhältnis-
sen vertraut) erklärte dieses Gremium am 30.05.1949 nun seine Umstufung in Ka-
tegorie IV (Mitläufer) und gleichzeitig automatisiert in V (Entlastete), da Drews nicht
als Nationalsozialist hervorgetreten sei und den NS nur unerheblich unterstützt ha-
be.

Diese Abmilderung genügte Drews jedoch nicht, und er begehrte am 27.06.1949, sei-
ne anfängliche Einstufung von 1947 in der Bewährungsgruppe der Minderbelasteten
nachträglich aufzuheben und ihn gleich in der Kategorie V (Entlastete) zu führen. In
seiner Berufungsbegründung vom 08.07.1949 (vgl. Abb. 2.5) führte er eine parteifer-
ne Verwaltungsführung in der NS-Zeit, viele Infrastrukturprojekte in seiner Amtszeit
bis 1945 und seine anhaltende Beliebtheit bei allen Bevölkerungskreisen in Kronsha-
gen an. Zu dieser könne er (in zeittypischer Argumentation) noch Hunderte von Leu-
mundszeugnissen beibringen: „Wie so viele andere Einwohner bin auch ich nur dem
Namen nach Mitglied der NSDAP gewesen.“

Daraufhin lud der öffentliche Kläger des Kreises Rendsburg zu einer entsprechen-
den Berufungsverhandlung aus Kronshagen die Zeugen Gemeindedirektor Gerke,
den vormaligen Bürgermeister Evers und den Verwaltungsangestellten Walter Mül-
ler vor. Drei Tage vor dem vorgesehenen Termin am 14.10.1949 und der absehbaren
Konfrontation mit diesen Zeitzeugen zog Paul Drews seinen letzten Revisionsantrag
zurück und brachte sein Entnazifizierungsverfahren somit zum Abschluss.38

38 LASH, Abt. 460.11, Nr. 148/2034.
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Abbildung 2.5: Erste Seite des Schreibens von Paul Drews an den Entnazifizierungs-
Hauptausschuss für den Kreis Rendsburg vom 8. Juli 1949 (Quelle: LASH Abt.
460.11 Nr. 148/2023).
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2.4 Zweite Karriere als Bürgermeister 1950–1961

Die Einstufung als „Entlasteter“ in seinem Entnazifizierungsverfahren kam für Paul
Drews zum Jahresende 1949 gelegen und ähnlich wie 1933 sollte er von einer ande-
ren kommunalpolitischen Umbruchsituation in Kronshagen profitieren.

Sein Amtsnachfolger Hans Gerke (SPD) hatte nicht nur erfolglos mit untauglichen
Mitteln Drews’ Rehabilitierung zu verhindern versucht, sondern seit 1945 mit einer
jahrelangen Willkürherrschaft und dem Missbrauch seiner Befugnisse als Verwal-
tungschef im Ort nachhaltig Widerstände und Proteste bis hin zu Rechtsverfahren
hervorgerufen. Seine Anordnungen zu Wohnungsunterbringungen und -verweisen,
Haussuchungen, kaum nachvollziehbaren Verboten, der fehlenden Organisation von
(teils angebotenen) lebensnotwendigen Gütern wie Brennmaterial und Lebensmit-
teln, von Beschlagnahmungen und andere Benachteiligungen (z. B. durch fahrlässige
Falschauskünfte seiner Behörde) waren vielfach umstritten. Sie gingen erkennbarmit
Gerkes Mängeln in der Dienstaufsicht und Begünstigung mancher seiner Vertrauten
unter den Gemeindemitarbeitern einher.

Diese Amtsführung seit 1945 macht im Vergleich zu dem vorherigen Wirken von
Drews in der NS-Zeit dessen nachhaltige Popularität in der Gemeinde und den ver-
mehrten Wunsch nach seiner Rückkehr als Bürgermeister nachvollziehbar. Zudem
wirkten sich Gerkes Handlungen und Unterlassungen (mittlerweile in der Position
des Gemeindedirektors von Kronshagen) nicht nur für ehemals aktive Nationalsozia-
listen am Ort nachteilig aus.39

Auch ausgewiesene und anerkannte Opfer des NS-Regimes in Kronshagen hatten
unter Gerkes (teils bewusst wirkendem) Missmanagement bei der Beschaffung und
Verteilung von Wohnraum, Brennmaterial oder Lebensmitteln zu leiden, was sie laut
ihrer Wiedergutmachungsakten bis 1949 häufig und vergeblich bei den zuständigen
Stellen in der Kreisstadt Rendsburg monierten.40

Das fragwürdige Agieren von Gerke als Verwaltungschef wurde im November 1949
presseöffentlich noch bekannter, als er bei einem Skandalprozess um den örtli-
chen Polizeimeister Paul Jäger vom Richter befragt wurde und einen desaströsen
Eindruck von seiner Amtsführung und Person hinterließ. In den Kieler Nachrichten
vom 09.11.1949 wurde darüber unter der Überschrift berichtet: „Seltsames aus der
Kronshagener Verwaltungspraxis. Der Gemeindedirektor als Zeuge […] und der Zu-
hörerraum lacht.“ Die CDU-Fraktion stellte sechs Tage später in der Gemeindevertre-
tung gegen den öffentlichenWiderstand der SPD-Vertreter den Antrag, Gerke als Ge-
meindedirektor das Misstrauen auszusprechen, was dann mit acht gegen fünf Stim-
men tatsächlich erfolgte.41

39 S. beispielhaft die Akten zu den Streitsachen Erich Dürkop und Hans Peemöller mit der Gemeinde,
GAK 4-1015 und 4-1018.

40 Erdmann 2021, S. 204.
41 Kieler Nachrichten vom 17.11.1949 und Protokoll der Gemeinderatssitzung vom 15.11.1949, Blatt
424, GAK 4-5141.



Kapitel 2: Karriere von Paul Drews 18

Daraufhin wurde Anfang 1950 eine Neubesetzung der hauptamtlichen Leitung
der Verwaltung in Kronshagen erforderlich, für die Drews von der CDU-Fraktion
vorgeschlagen wurde. Auf der außerordentlichen Gemeindevertretersitzung am
28.04.1950 erhielt der Bewerber Hans Gerke 4 Stimmen, wohingegen Paul Drews
mit 8 Stimmen zum neuen Bürgermeister der Gemeinde gewählt wurde. Als Zei-
chen ihres Protestes gegen diesen Amtsinhaber aus NS-Jahren verzichteten die SPD-
Gemeinderäte erklärtermaßen darauf, einen Kandidaten für dessen Stellvertretung
zu nominieren und blieben am 05.05.1950 unentschuldigt seiner Vereidigung fern,
auf der Drews von Bürgervorsteher Enno Rust durch Handschlag auf eine gewissen-
hafte und unparteiische Amtsführung verpflichtet wurde.42

Tags zuvor hatte Gerkemit den Amtsgeschäften auch das Inventar imGemeindehaus
(inklusive einer Reihe von geheimen Verwaltungsakten und eine Zahlkartei mit 520
Namen der NSDAP-Ortsgruppe Kronshagen) an Drews zu übergeben und dies mit
seiner Unterschrift zu quittieren.43

Ein Jahr später trat die Gemeindevertretung vor den Kommunalwahlen 1951 zum
letzten Mal in der alten Zusammensetzung zusammen und zog in der Sitzung am
10.04.1951 unter demnicht-öffentlichen Tagesordnungspunkt 6 eine Bilanz. In dieser
gab der SPD-Fraktionsvorsitzende Willi Baumann eine gründlich geänderte Haltung
zur Person und Arbeit von Drews bekannt:

„Er sprach dem Bürgermeister Drews ebenfalls seinen Dank für die bisher
zum Wohle der Gemeinde geleistete Arbeit aus. Seine Fraktion habe sich
seinerzeit gegen dieWahl vonHerrnDrews als Bürgermeister der Gemein-
de Kronshagen ausgesprochen, habe aber in der Zwischenzeit jedoch fest-
stellen müssen, dass die Gemeinde unter Leitung der Verwaltung durch
Bürgermeister Drews wieder die Stelle eingenommen habe, die ihr als Ge-
meinde in der Nähe der Großstadt gebühre und die sich sehen lassen kön-
ne. Herr Drews verwalte sein Amt in durchaus sachlicher und gerechter
Weise“.44

Diese Anerkennung von Seiten der sozialdemokratischen Gemeinderäte wiederhol-
te Baumann zum Ende der nächsten Wahlperiode am 05.04.1955 nun im öffentli-
chen Tagesordnungspunkt 1d: „Anschließend dankt Herr Baumann im Namen sei-
ner Fraktion dem Bürgervorsteher Rust für seine neutrale und objektive Arbeit in der
Vertretung und spricht ihm das Vertrauen der SPD aus und insbesondere auch Bür-
germeister Drews als dem ‚Dynamo‘ der Aufbauarbeit in der Gemeinde für die gute
Zusammenarbeit in den verflossenen Jahren.“45

Im Folgejahr war die Stellung des Bürgermeisters Paul Drews so unangefochten und
die Anerkennung für seine Arbeit als Verwaltungschef so unstrittig, dass nun alle
Gemeinderäte auf eine Ausschreibung der Position und das Prozedere einer Wahl
verzichteten, wie im Protokoll der Gemeindevertretung vom 08.02.1956 unter dem

42 GAK 4-258; GAK 4-5190.
43 GAK 4-258.
44 GAK 4-5190.
45 GAK 4-5192.
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öffentlichen Tagesordnungspunkt 2 verzeichnet wurde: „Dem Vorschlag des Bürger-
vorstehers entsprechend, erfolgte die Wahl durch Zuruf, da Widerspruch hiergegen
nicht erhoben wurde. Auf Vorschlag des Hauptausschusses wurde daraufhin Bürger-
meister Drews auf Grund des § 3 Abs. 2 der Hauptsatzung der Gemeinde Kronshagen
auf die Dauer von acht Jahren einstimmig wieder gewählt.“46

In der stetig wachsenden Gemeinde gehörten auch in diesen Jahren die Schaffung
vonWohnraumund der Ausbau der Infrastruktur zu den andauernden Aufgaben von
Drews. Als Besonderheiten waren in den Aufzeichnungen der Gemeindeversamm-
lungen 1956 die Verhandlungen über Eingemeindungsbestrebungenmit dem Suchs-
dorfer Bürgermeister oder 1958 die Protokollierung der Exhumierungen von „368
Stück“ ausländischer Kriegstoter auf dem Eichhof-Friedhof zu verzeichnen: „Darin ist
der Pole aus dem Einzelgrab enthalten.“47

An den Landrat in Rendsburg sandte Drews am 07.12.1959 schließlich eine imponie-
rende sechsseitige Bilanz seiner Arbeit als Bürgermeister für Kronshagen ab 1950.48

Für seine umfassenden Verdienste in den Nachkriegsjahren war bereits 1956 von
privater Seite die Benennung einer „Paul Drews-Straße“ angeregt worden, deren
Behandlung im Gemeinderat am 15.01.1957 aber einstweilen zurückgestellt wur-
de.49

Aufgeschlossener zeigte sich der Betreffende anlässlich seines bevorstehenden 50-
jährigenDienstjubiläums, als dermit ihmbefreundete SPD-Gemeinderat Ludwig Flick
senior in ausdrücklicher Abwesenheit von Drews in der Sitzung am 07.02.1961 vor-
schlug, die neue Straße auf dem Gelände der Frank-Heimbau an der Kieler Straße
mit „Bürgermeister Drews-Straße“ zu benennen. Dies solle am Tage des Ausschei-
dens aus seinem Amt nach Erreichen der Altersgrenze vollzogen werden, zumal das
Antragsverfahren für das Bundesverdienstkreuz sehr langwierig sei.50

Die Benennung der Straße mit der Amtsbezeichnung anstelle des Vornamens fand
das Einverständnis des zu Ehrenden, und daher wurde die künftige „Bürgermeis-
ter Drews-Straße“ (vgl. Abb. 2.6) im öffentlichen Teil der Gemeinderatssitzung am
04.05.1961 einstimmig ohne Widerspruch beschlossen.51 Zu der Verabschiedung
von Drews und der Vielzahl seiner Verdienste für Kronshagen wurde im Protokoll
der Gemeinderatsversammlung vom 30.06.1961 schließlich summierend festgehal-
ten:

„Bürgervorsteher Rust […] erklärt u. a., die Gemeindevertretung habe sich eingefun-
den, um von Herrn Drews Abschied zu nehmen, da er nach den gesetzlichen Bestim-
mungen in den Ruhestand treten müsse. Seit dem 1. März 1911 stehe er im Dienst
der Gemeinde Kronshagen. Mit demWachsen der Gemeinde habe auch die Bevölke-
rungszahl sehr stark zugenommen. Trotz allem habe er aber immer ein offenes Wort

46 GAK 4-5193.
47 GAK 4-5193 mit Protokoll vom 16.10.1956 sowie vom 06.05.1958, GAK 4-1055.
48 GAK 4-225.
49 GAK 4-5193.
50 GAK 4-5194.
51 GAK 4-5200.
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Abbildung 2.6: Schild der nach Paul Drews in Kronshagen benannten Straße (Quelle: Ulrich
Erdmann; aufgenommen am 14.09.2023).
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für alle gehabt. Weiter weist er auf die größeren Vorhaben der letzten Jahre, wie zum
Beispiel Bau der Mittelschule, des Rentnerwohnheims, der Turnhalle und der Kanali-
sation, hin. Er erinnert auch an die stets gute Zusammenarbeit zwischen der Gemein-
devertretung und Herrn Drews. In Anerkennung seiner Verdienste um das Wohl der
Gemeinde verleiht Bürgervorsteher Rust Herrn Drews sodann namens der Gemein-
devertretung das Ehrenbürgerrecht. Er verliest den Ehrenbürgerbrief undhändigt ihn
Herrn Drews aus. Anschließend wünscht er ihm und seiner Gattin einen geruhsamen
Lebensabend.“52

Den Dank im Namen des Personalrats sprach danach Kassierer Albert Raasch aus,
der dem nun ausscheidenden Bürgermeister schon am 15.05.1945 auf dem ers-
ten Entnazifizierungs-Fragebogen das korrekte Datum seines wohl letzten Parteibei-
tritts bezeugt hatte. Schließlichwar Drews in einemTelefonverzeichnis der Gemeinde
Kronshagen von 1955 mit dem Vermerk „ohne Partei“ aufgeführt worden.53

2.5 Nachklänge bis 1972

Von der Auseinandersetzung mit NS-Verbrechen in Kronshagen dürfte Drews im Fe-
bruar 1964 eingeholt worden sein, als sich der Kieler Zeuge Jehovas Max Retta mit
zwei anklagenden Schreiben „Schreckenstragödie in der Kielerstr. Kronshagen“ und
„Die Folgen von: Führer befiehl, wir folgen!“ an die Gemeindeverwaltung wandte. Die-
se Schreiben waren ausdrücklich mit an den „damals amtierende[n] Bürgermeister“
adressiert und prangerten den SA-Straßenterror von 1936 gegen das spätere KZ-
Todesopfer Friedrich Belz und das im Ort fortgesetzte Wirken des daran beteiligten
Pastors Scharrenberg an. Ob und wie Drews damit inhaltlich noch befasst war, ist an
den wenigen erhaltenen Akten des 1964 bürokratisch-formalistisch gehandhabten
Behördenverfahrens nicht abzulesen.54

Wenngleich Retta nicht, wie angekündigt, die Presse einschaltete, sondern sich mit
der (letztlich ergebnislosen) Befassung von Landrat und Staatsanwaltschaft zufrieden
gab, verdeutlichte diese Episode für Drews gewiss prinzipielle Probleme für seinen
öffentlich bekannten Plan, eine eigene Ortschronik zu verfassen. Parallel dazu hat-
te der Kreis Rendsburg ab 1966 für seine Jubiläumsfestschrift ausgerechnet seinem
ehemaligen Landrat Julius Peter die Deutungshoheit eingeräumt, das eigene Wirken
in der NS-Herrschaft darzustellen, der sich in Personalunion als Partei-Kreisleiter in
hohem Maß an Verbrechen schuldig gemacht hatte, „sei es als ausführendes Organ
oder als Mitwisser“.55

Der pensionierte Bürgermeister Drews hatte zahlreiche (offenkundig verschollene)
Notizen zurGeschichte desOrtes angefertigt undübergabdaraus 1965 eine lange Lis-
te zu Bränden und Bombenabwürfen im Zweiten Weltkrieg dem späteren Kronsha-

52 GAK 4-5200.
53 LASH, Abt. 460.11, Nr. 148/2034; GAK 4-225.
54 GAK 4-5131.
55 Lukas Grawe (2017). „Die Landräte der Kreise Rendsburg und Eckernförde während des Nationalso-
zialismus“. In: Demokratische Geschichte 16, H. 2, S. 90–109, hier S. 78 u. 83.
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gener Feuerwehrchronisten Karl-Heinz Mücke. Allerdings schloss der Kronshagener
Ehrenbürger Drews sein geplantes „Lebenswerk in Buchform“, wie es am 28.03.1972
in demNachruf der Schleswig-Holsteinischen Landeszeitung auf ihn hieß, nicht mehr
ab. Stattdessen beschränkte Drews sich im Unterschied zu dem ehemaligen Land-
rat des Kreises für die Jubiläumschronik von Kronshagen 1971 auf einen politisch-
historisch unproblematischen Beitrag mit dem Titel „Straßennamen in unserer Ge-
meinde“ und führte darin aus:

„Die Bürgermeister-Drews-Straße ist benannt nach dem langjährigen Bür-
germeister Paul Drews, geboren am 21. Juni 1893 in Preetz. Er war Bürger-
meister in Kronshagen von 1934 bis 1945 und von 1950 bis 1961. In sei-
ner Amtszeit stieg die Einwohnerzahl Kronshagen von 2.468 auf 10.209. In
Anerkennung seiner Leistungen für die Gemeinde wurde er von der Ge-
meindevertretung einstimmig zum Ehrenbürger erklärt.“56

In diesem Gesamtkomplex zur Person von Paul Drews dürfte das vorliegende Gut-
achten einige ergänzende Informationen und Anregungen bieten (Darstellung der
Bürgermeister-Drews-Straße vgl. Abb. 2.7).

Abbildung 2.7: Schild zur „Bürgermeister Drews-Straße“ in Kronshagen (Quelle: Ulrich Erd-
mann; aufgenommen am 14.09.2023).

56 Paul Drews (1971). „Straßennamen in unserer Gemeinde“. In: Kronshagen. Beginn – Entwicklung – Ge-
genwart. Hrsg. von Gemeinde Kronshagen. Kiel, S. 46–50, hier S. 47.
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3. Straßenumbenennungen aufgrund
von NS-Belastung in Deutschland:
Eine kurz gefasste vergleichende
Zusammenstellung

In der jüngeren Vergangenheit ist in verschiedenen Städten in Deutschland über die
Frage, wie mit Straßennamen umzugehen ist, die nach NS-Belasteten benannt sind,
zum Teil in heftiger Weise diskutiert worden. In Kiel erinnert man sich in diesem
Zusammenhang an die lebhaften Debatten einerseits um die Benennung des „Hin-
denburgufers“, andererseits um das im Kieler Rathaus aufgehängte offizielle Porträt
des ehemaligen Stadtpräsidenten Wilhelm Sievers.57 Besonders die Verfahrenswei-
sen und Entscheidungen, die diesbezüglich vor nicht allzu langer Zeit in Freiburg und
Hamburg beschlossen und realisiert wurden, können künftigen Diskussionsfällen als
einewertvollewie hilfreicheRichtschnur undHandlungsanleitungdienen. Auch ande-
re Städte haben sich intensiv undweiterführendmit der Frage von nicht unproblema-
tischen Straßenbenennungen befasst, so z. B. Düsseldorf,58 Kaufbeuren,59 Berlin,60

57 Esther Geisslinger (2014). Hindenburg wird abgeschafft. URL: https://taz.de/Kieler-Uferpromenade-
wird-umbenannt/!5050536 (besucht am26. 10. 2023); Oliver Auge (2017). Kiel in der Geschichte. Facetten
einer Stadtbiografie. (Sonderveröffentlichungen der Gesellschaft für Kieler Stadtgeschichte, Bd. 86).
Kiel/Hamburg, S. 198.

58 Abschlussbericht des Beirats zur Überprüfung Düsseldorfer Straßen- und Platzbenennungen (2023). URL:
https://www.duesseldorf.de/fileadmin/Amt13/presseanhang/2001/200123Abschlussbericht_
Strassennamen.pdf (besucht am 26. 10. 2023).

59 Rouven Janneck (2020). Hans Seibold, Josef Fischer und Josef Kristaller. Städtische Verwaltung, Berufsschu-
le und Gemeinde im Nationalsozialismus. Wissenschaftliches Gutachten im Auftrag der Stadt Kaufbeuren.
URL: https://www.kaufbeuren.de/PortalData/17/Resources/kultur/pdf/Strassenumbenennungen_-
_Gutachten_Institut_fuer_Zeitgeschichte.pdf (besucht am 26. 10. 2023).

60 Felix Sassmannshausen (2021). Dossier: Straßen- und Platznamen mit antisemitischen Bezügen in Berlin.
URL: https://www.berlin.de/sen/lads/schwerpunkte/rechtsextremismus-rassismus-antisemitis
mus/ansprechpartner-fuer-antisemitismus/oeffentlichkeitsarbeit-1292237.php#headline_1_3
(besucht am 26. 10. 2023).

https://taz.de/Kieler-Uferpromenade-wird-umbenannt/!5050536
https://taz.de/Kieler-Uferpromenade-wird-umbenannt/!5050536
https://www.duesseldorf.de/fileadmin/Amt13/presseanhang/2001/200123Abschlussbericht_Strassennamen.pdf
https://www.duesseldorf.de/fileadmin/Amt13/presseanhang/2001/200123Abschlussbericht_Strassennamen.pdf
https://www.kaufbeuren.de/PortalData/17/Resources/kultur/pdf/Strassenumbenennungen_-_Gutachten_Institut_fuer_Zeitgeschichte.pdf
https://www.kaufbeuren.de/PortalData/17/Resources/kultur/pdf/Strassenumbenennungen_-_Gutachten_Institut_fuer_Zeitgeschichte.pdf
https://www.berlin.de/sen/lads/schwerpunkte/rechtsextremismus-rassismus-antisemitismus/ansprechpartner-fuer-antisemitismus/oeffentlichkeitsarbeit-1292237.php#headline_1_3
https://www.berlin.de/sen/lads/schwerpunkte/rechtsextremismus-rassismus-antisemitismus/ansprechpartner-fuer-antisemitismus/oeffentlichkeitsarbeit-1292237.php#headline_1_3
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Münster61 oder Mainz.62 Aus Platzgründen kann an dieser Stelle freilich nur summa-
risch auf das mittlerweile breite Portfolio solcher wichtiger Gutachten zu Straßenbe-
nennungen verwiesen werden; eine angemessene Würdigung kann an dieser Stelle
indes nicht erfolgen. Auf Freiburg und Hamburg sei ihrer Leuchtturmfunktion wegen
jedoch genauer verwiesen.

3.1 Freiburg

Im November 2012 beschloss der Freiburger Gemeinderat eine wissenschaftliche
Überprüfung aller ca. 1.300 Freiburger Straßennamen und die Ausarbeitung entspre-
chender Kriterien durch den Kulturausschuss.63 Der Historiker Volker Ilgen bildete
mit dem ihm zur Seite gestellten Beirat, bestehend aus Vertretern der Geschichts-
wissenschaft, des Archivwesens, der Soziologie und der Politologie, eine Kommissi-
on in beratender und empfehlender Kompetenz. Als Kriterien wurden „Verfolgung
von Minderheiten, Bezüge zu Diktatur, Militarismus, Nationalismus, Chauvinismus,
Kolonialismus und Antisemitismus“ festgelegt, wobei heutige Moral- und Rechtsvor-
stellungen nicht als ‚alleingültiger Maßstab der Bewertung‘ fungierten, sondern stets
der Einzelfall auch im jeweiligen historischen Kontext begriffen werden sollte. Die
Kommission in Freiburg stellte dabei in zweierlei Hinsicht einen Sonderfall dar: Ei-
nerseits erfolgte keine alleinige Konzentration auf die NS-Zeit, sondern alle Namen
wurden untersucht; andererseits wurde der „historischen Argumentation“ eindeutig
Vorrang eingeräumt. Zunächst wurden innerhalb der Kommission insgesamt 60 pro-
blematische Fälle ausgemacht, die mit einer Liste aller Benennungen im Zeitraum
1933–1945 sowie allen Rückbenennungen durch die französischen Behörden im Juni
1945 abgeglichen wurden. Als Kriterien zur Überprüfung wurden festgelegt:

Aktive Förderung des Nationalsozialismus bzw. des NS-Unrechtstaates von füh-
render Position aus

Aggressiver Antisemitismus bei solchen Personen, die Multiplikatoren darstell-
ten und über entsprechenden Einfluss verfügten

Extremer Rassismus in Theorie und/oder Praxis

Militarismus in Form der Glorifizierung des ErstenWeltkrieges (Dolchstoßlegen-
de)

Extreme, unzeitgemäße Frauenfeindlichkeit64

61 Stadt Münster (2012). Umgang mit strittigen Straßennamen. URL: https://www.muenster.de/stadt/
strassennamen/umgang-mit-strittigen-strassennamen.html (besucht am 26. 10. 2023).

62 Landeshauptstadt Mainz (2016). Abschlussbericht der Arbeitsgruppe „Historische Straßennamen“. URL:
https://www.mainz.de/medien/internet/downloads/kulturabteilung/Abschlussbericht-AG-
Historische-Strassennamen.pdf (besucht am 26. 10. 2023).

63 Vgl. zum Folgenden Kommission zur Überprüfung der Freiburger Straßennamen (2023). Abschluss-
bericht der Kommission zur Überprüfung der Freiburger Straßennamen. URL: https://www.freiburg.
de/pb/site/Freiburg/get/params_E1625727966/1028363/Strassennamen_Abschlussbericht.pdf
(besucht am 26. 10. 2023).

64 Ebd., hier S. 6.
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https://www.mainz.de/medien/internet/downloads/kulturabteilung/Abschlussbericht-AG-Historische-Strassennamen.pdf
https://www.freiburg.de/pb/site/Freiburg/get/params_E1625727966/1028363/Strassennamen_Abschlussbericht.pdf
https://www.freiburg.de/pb/site/Freiburg/get/params_E1625727966/1028363/Strassennamen_Abschlussbericht.pdf
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Daraus folgend ergaben sich die Kategorien „A= schwer belastet, nicht haltbar“,
„B= diskussionswürdig, teilweise belastet, Abwägen“ und „C= unbelastet“, wobei letz-
tere im November 2014 in „C1-Namen, die heutzutage nicht mehr vergeben wür-
den und C2 auch für heutige Vorstellungen akzeptable Bezeichnungen“ aufgegliedert
wurde. Für zwölf Straßen wurde die Umbenennung empfohlen. Die Straßen unter
Kategorie B sollten mit weiteren Erklärungen, sowohl als kurze Erläuterungen auf
dem Straßenschild als auch durch mittels Smartphone abrufbare Texte, kontextuali-
siert werden. Schließlich sollte die Umbenennung selbst im Sinn einer angemessenen
Auseinandersetzung der Stadtmit ihrer Vergangenheit transparent gemacht werden.
In den im Anhang aufgeführten Ergebnissen der Überprüfung der jeweiligen Straße
wurden zudem für die als nicht haltbar geltenden Namen konkrete Alternativvor-
schläge für eine neue Benennung gemacht. Seit Vorlage des Berichts im Jahr 2016
wurde den Handlungsempfehlungen der Kommission entsprochen. Die Umbenen-
nungen und Ergänzungen um Erläuterungsschilder werden auch auf der Webseite
der Stadt thematisiert.65

3.2 Hamburg

2017 beauftragte das Hamburger Staatsarchiv den Historiker David Templin damit,
eine „Wissenschaftliche Untersuchung zur NS-Belastung von Straßennamen“ anzu-
fertigen.66 In dieser Studie, die im Januar 2020 publiziert wurde, schlug Templin eine
Typologie vor, die helfen sollte, problematische Einzelfälle miteinander zu verglei-
chen. Die Entwicklung dieser Typologie fand unter Berücksichtigung bisheriger Kate-
gorisierungsversuche statt, wobei wertvolle Anregungen der Studie von Uwe Danker
und Sebastian Lehmann-Himmel zur NS-Belastung schleswig-holsteinischer Land-
tagsabgeordneter nach 1945 entnommen wurden.67 Nach generellen Bemerkungen
zum Auswahlsample der infrage kommenden 58 Personen sowie zur extrem un-
terschiedlich ausgeprägten Quellenlage, erfolgte in dem Gutachten die Entwicklung
von Kriterien, die explizit nicht als präzise Definitionsmerkmale zu verstehen sind,
sondern auf „unterßchiedliche Formen positiver Bezugnahme auf das NS-Regime
durch die nationalsozialistische Ideologie verweisen“. Diese Kriterien, die nicht gleich-
gewichtig zu bewerten und teils nur schwer operationalisierbar sind, lauten, wie
folgt:

Mitgliedschaft in NS-Organisationen

Übernahme von Ämtern bzw. der politische „Aktivismus“

65 Stadt Freiburg im Breisgau (2023). Auflistung zum Umgang mit von der Kommission geprüften Freiburger
Straßennamen. URL: https://www.freiburg.de/pb/1309907.html (besucht am 26. 10. 2023).

66 Vgl. zum Folgenden David Templin (2017). Wissenschaftliche Untersuchung zur NS-Belastung von Stra-
ßennamen. Abschlussbericht, erstellt im Auftrag des Staatsarchivs Hamburg. URL: https://www.hamburg.
de/contentblob/13462796/1d4b36cbfb9adc7fca682e5662f5854d/data/templin-abschlussbericht-
ns-belastete-strassennamen.pdf (besucht am 26. 10. 2023).

67 Uwe Danker und Sebastian Lehmann-Himmel (2017). Landespolitik mit Vergangenheit. Geschichtswis-
senschaftliche Aufarbeitung der personellen und strukturellen Kontinuität in der schleswig-holsteinischen
Legislative und Exekutive nach 1945. Durchgeführt im Auftrag des Schleswig-Holsteinischen Landtages. Hu-
sum.

https://www.freiburg.de/pb/1309907.html
https://www.hamburg.de/contentblob/13462796/1d4b36cbfb9adc7fca682e5662f5854d/data/templin-abschlussbericht-ns-belastete-strassennamen.pdf
https://www.hamburg.de/contentblob/13462796/1d4b36cbfb9adc7fca682e5662f5854d/data/templin-abschlussbericht-ns-belastete-strassennamen.pdf
https://www.hamburg.de/contentblob/13462796/1d4b36cbfb9adc7fca682e5662f5854d/data/templin-abschlussbericht-ns-belastete-strassennamen.pdf
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die öffentliche Unterstützung bzw. das öffentliche Bekenntnis zum Regime

die Artikulation nationalsozialistischer Ideologie bzw. ihrer Kernelemente (insb.
Antisemitismus)

die Erlangungmaterieller Vorteile durch ein positives Verhältnis zumNS-Regime

die bewusste Schädigung von Personen imKontext nationalsozialistischer Herr-
schaftsverhältnisse sowie damit verbundener Formen von Diskriminierung,
Ausgrenzung und Verfolgung68

Genannt wurden außerdem zwei Kriterien, die möglicherweise als entlastend gelten
können, nämlich einmal die Unterstützung für Personen, die vom Regime bedroht,
geschädigt oder verfolgt wurden und zum anderen eine selbst erlittene Schädigung
oder Verfolgung. Basierend auf den Kriterien entwickelte Templin sieben Kategorien,
wobei er sich der Frage nach der Nähe zum NS-Regime vor dem Hintergrund der
objektiv feststellbaren gesellschaftlichen Praxis näherte und nicht nach einer mögli-
chen inneren Einstellung fragte, da entsprechende belastbare Ego-Dokumente nur in
seltenen Fällen vorliegen. Die Zuordnung enthalte, so Templins Ausführungen, Über-
schneidungen, die Grenzziehung zwischen den Kategorien bleibe bis zu einem gewis-
sen Grad willkürlich, da solche Typenbildungen vereinfachende Schemata darstell-
ten, die die gesellschaftliche Realität nur unzureichend erfassen und den jeweiligen
Biographien nie vollständig gerecht werden können. Die von ihm vorgelegte Typo-
logie verstehe sich ausdrücklich nur als Instrument, auf dessen Basis – und ggf. mit
erneuter Überprüfung – Einzelfälle von politischen Entscheidungsträgern verglichen
und bewertet werden können. Die Typen sind in Tabelle 3.1 abgebildet.69

Die meisten der untersuchten Hamburger Personen wurden unter Typ 3 und Typ 6
subsumiert. Der zweite Teil seines Gutachtens beinhaltet die Kurzbiographien der je-
weiligen Individuen, bestehend zunächst aus kurzen Hinweisen zu Lebensdaten, Tä-
tigkeit und dem Straßennamen sowie einer Jahresangabe zur Benennung der Straße.
Die Kurzbiographie teilt sich in die Abschnitte „vor 1933“, „Rolle im Nationalsozialis-
mus“ und „nach 1945“ – ein elaboriertes Verfahren, das sich in unserem Vorgehen
zur Erschließung der Vita von Paul Drews eins zu eins widerspiegelt. Im September
2020 berief die Hamburger Behörde für Kultur und Medien dann eine achtköpfi-
ge Experten-Kommission ein, deren Arbeit sich ganz wesentlich auf das Gutachten
Templins stützte und sich darüber hinaus an den in den Freiburger, Hannoveraner
und Düsseldorfer Abschlussberichten genannten Kriterien orientierte.70 Wo keine
Umbenennung stattfinde, aber dasHandeln der Person in derNS-Zeit einer stärkeren
Kontextualisierung bedürfe, solle dies auf dem Straßenschild, auch mittels QR-Code,
der zu weiteren Erläuterungen online führe, erfolgen. Empfehlungen zur Umbenen-

68 Templin 2017, S. 16.
69 Vgl. dazu ebd., S. 34–39.
70 Vgl. im Folgenden Kommission zum Umgang mit NS-belasteten Straßennamen in Hamburg (2022).
Abschlussbericht der Kommission zum Umgang mit NS-belasteten Straßennamen in Hamburg“. URL: http
s://www.hamburg.de/contentblob/15965308/42f8b816a275aabf9fe62f9e3f8a981a/data/empfehlung
en-kommission-ns-belastete-strassennamen.pdf (besucht am 26. 10. 2023).

https://www.hamburg.de/contentblob/15965308/42f8b816a275aabf9fe62f9e3f8a981a/data/empfehlungen-kommission-ns-belastete-strassennamen.pdf
https://www.hamburg.de/contentblob/15965308/42f8b816a275aabf9fe62f9e3f8a981a/data/empfehlungen-kommission-ns-belastete-strassennamen.pdf
https://www.hamburg.de/contentblob/15965308/42f8b816a275aabf9fe62f9e3f8a981a/data/empfehlungen-kommission-ns-belastete-strassennamen.pdf
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Typ Beschreibung

1 Ablehnung des NS-Regimes, Opposition/Widerstand oder erlittene
Verfolgung

2 Keine klare Zustimmung zum Regime, geringfügige Belastung

3 Einfache Zustimmung zum NS-Regime

4 Ambivalente Haltung: geschädigt und um Arrangement/Partizipati-
on bemüht

5 Ambivalente Haltung („Jongleur“): nicht geschädigt, Bekenntnis und
Distanz

6 Zustimmung zum NS-Regime, Engagement über die Mitgliedschaft
hinaus

1. Subkategorie: Personen, die über ihre NSDAP-Mitgliedschaft
hinaus Ämter innehatten, ansonsten aber zumeist
nicht weiter im nationalsozialistischen Sinne her-
vortraten (oder dies nicht bekannt ist).

2. Subkategorie: Vertreter und Multiplikatoren nationalsozialisti-
scher, antisemitischer oder völkischer Ideologie,
die diese publizistisch oder im Rahmen ihrer be-
ruflichen Tätigkeit artikulierten.

3. Subkategorie: Personen, die nicht unbedingt Vertreter der na-
tionalsozialistischen Weltanschauung waren und
zum Teil auch keine Parteimitglieder, die sich
durch ihr Handeln aber an der Schädigung von
Menschen im Kontext nationalsozialistischer Poli-
tik beteiligten.

4. Subkategorie: höhere Verbandsfunktionäre

7 Hohe staatliche und Parteifunktionäre, „NS-Täter“ und Kriegsver-
brecher

Tabelle 3.1: Templins Typologie politischer Entscheidungsträger basierend auf Kriterien zur
NS-Regime-Nähe.

nungwurden in neun Fällen71 ausgesprochen, eine Änderung des Erläuterungstextes
in mindestens einem Fall.72 Empfehlungen zu Rück- bzw. Wiederbenennung wurden

71 Walter Bärsch, Julius Brecht, Erich Elingius, Theodor Heynemann, Fritz Höger, Franz Oehlecker, Ri-
chard Schorr, Paul Sritter [unter Vorbehalt, noch laufender Aufarbeitung durch die Ev. Stiftung Als-
terdorf], Adolf Strüver.

72 Heinrich Reincke.
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in vier Fällen gegeben.73 In elf Fällen wurde eine kritische Kontextualisierung emp-
fohlen.74

Resümierend stellte die Kommission fest, dass ein starrer Kriterienkatalog allein nicht
sinnvoll und immer der Einzelfall in seiner Gesamtbiographie zu betrachten sei. Auch
sei zu unterscheiden, ob es sich um eine Neubenennung handele, oder der Straßen-
name bereits im Stadtbild verankert sei. Eine Benennung nach einer Person die Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit begangen oder wissentlich bei ihren Handlungen
den Tod eines Menschen, zum Beispiel im Zusammenhang mit der nationalsozialis-
tischen Eugenik, einkalkuliert habe, komme grundsätzlich nicht in Frage. Die NSDAP-
Mitgliedschaft allein könne nicht mehr als Grund für eine Nicht- oder Umbenennung
angeführt werden. Darüber hinaus solle auch der geschichtspolitische Diskurs sicht-
bar werden, indem die „Biographie“ einer Straße, also frühere Umbenennungen the-
matisiert werden. Generell müssten die Kriterien für Benennung als auch Umbenen-
nung deutlich geschärft werden.

73 Walter Flex zu Käthe Kollwitz; Emil Kraepelin zu Nikolaus Heinrich Julius; Christian Friedrich Wurm zu
Philipp Veit (Straßenbenennung nach Veit wird empfohlen,Wurmsweg könne aber bestehen bleiben).

74 Elsa Bromeis, Felix Dahn, Theodor Fahr, Carsten Fock, Heidi Kabel, Rudolph Klophaus, Friedrich Köh-
ne, Kurt A. Körber (QR-Code), Friedrich Lademann, Carl-Hans Lungershausen, Walter Schlenzig.
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4. Schlussfolgerungen für den
konkreten Fall der „Bürgermeister
Drews-Straße“ in Kronshagen

Nach dem im Vorangehenden Dargelegten ergibt sich bestimmt kein eindeutig nega-
tives oder positives Bild, das von Paul Drews als langjährigen Bürgermeister Kronsha-
gens zu zeichnen ist. Seine großen, bis heute weiter wirkenden Verdienste um den
Ort in der Nachkriegszeit bleiben ihm unbenommen. Was man trotz der für den Zeit-
raum davor warum auch immer teilweise dünnen Überlieferung wird sagen dürfen,
ist, dass Paul Drews eine taktische Formulierungsvorsicht bei seinen Gemeinderats-
protokollen ab 1936 an den Tag legte. Sehr wahrscheinlich hat er belastende Akten
der Gemeindeverwaltung bis August 1945 beseitigt. Deutliche Kritik an Paul Drews in
seiner Rolle im Nationalsozialismus wurde im Regelfall nur von räumlich oder zeitlich
fernstehenden Personen geäußert und nicht oder kaum nur von wirklichen Kronsha-
gener Einheimischen. Selbst die SPD in der Gemeindevertretung ab 1950 wurde nach
der „Willkürherrschaft“ von Bürgermeister-Nachfolger Hans Gerke und dem damit
einhergehenden Korruptionsskandal politisch „umgedreht“ und unterstützte nach
anfänglichem Boykott seiner Vereidigung 1950 die Arbeit von Bürgermeister Drews.
Was man Paul Drews in jedem Fall heutzutage bei aller Bemühung um Kontextua-
lisierung anlasten kann, ist seine offenkundige Lüge in Bezug auf sein Eintrittsda-
tum in die NSDAP am 1. März 1933, seine zweifelhafte Rolle bei der Absetzung sei-
nes Bürgermeistervorgängers Evers 1933, seine öffentliche Verwaltungsverantwor-
tung während der NS-Diktatur, erkennbare geschäftliche Einflussnahmen zulasten
von Bürgern und zugunsten von Parteifreunden und Marineinstitutionen in dieser
Zeit, sein offensichtliches abtastendes Taktieren im Entnazifizierungsverfahren und –
damit einhergehend – seine nachweisbare Falschauskunft 1946, der Eingemeindung
Kronshagens entgegengewirkt zu haben. Stattdessen hatte er sie zeitweilig aktiv be-
trieben! Dass Paul Drews kein Heiliger mit durchweg weißer Weste war, konnte man
bereits 1961 wissen, als er anlässlich seiner Pensionierung seitens der Gemeindemit
einer Straßenbenennung und einer Ehrenbürgerwürde geehrt wurde. Letztlich ist es
aufgrund dessenwohl eher eine Frage der persönlichen Einstellung oder gar des indi-
viduellen Geschmacks, ob die Summe unserer kleinteiligen Beobachtungen den heu-
tigen Mitgliedern der politischen Gremien und den Bürgerinnen und Bürgern vor Ort
ausreichend erscheint, an der Ehrenbürgerwürde für Paul Drews festzuhalten oder
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nicht. Eindeutig be- oder entlastend sind die Befunde ausdrücklich nicht. Etwas an-
ders verhält es sich mit der Straßenbenennung. Bürgermeister Drews ist eindeutig
kein Opfer der NS-Diktatur. Aber auch unter einem ausdrücklichen Täter wird man
sich etwas anderes vorstellen. Nach demHamburger Modell ist Paul Drews aufgrund
der derzeitigen Befundsituation und Erkenntnislage am ehesten unter Typ 6, Sub-
kategorie 1 einzureihen: „Zustimmung zum NS-Regime, Engagement über die Mit-
gliedschaft hinaus. 1. Subkategorie: Personen, die über ihre NSDAP-Mitgliedschaft
hinaus Ämter innehatten, ansonsten aber zumeist nicht weiter im nationalsozialis-
tischen Sinne hervortraten (oder dies nicht bekannt ist).“ Nun bieten sich für solche
mit Straßennamen geehrten Personen grundsätzlich und konkret in Kronshagen drei
Vorgehensweisen an, die abschließend genannt seien.

4.1 Vorgehensweise A

Man belässt es bei dem Straßennamen wie bisher ohne weitere öffentliche Erläute-
rung, wie es in Ahrensburg aus Kostengründennun anscheinend gedacht ist.75 Das ist
sicher die finanziell günstigste Variante, die der festen Verankerung, den der Straßen-
name im Ortsbild seit den 1960er Jahren selbst schon wieder erlangt hat, Rechnung
trägt, die zugleich aber immer wieder auch die Möglichkeit in sich trägt, dass die De-
batte um die Benennung der Straße an einer so prominenten Stelle in Kronshagen
nach einem NS-Bürgermeister immer wieder hochkocht, verbundenmit dem – wenn
vielleicht auch oberflächlichen – Vorwurf einer mangelnden Auseinandersetzung mit
dem belastenden Geschichtserbe nach dem Motto „Augen zu und durch“.

4.2 Vorgehensweise B

Man beseitigt den Straßennamen „Bürgermeister Drews-Straße“ und ersetzt ihn z. B.
durch den eines Kronshagener NS-Opfers wie z. B. Friedrich Belz. Das ist mit Sicher-
heit die einschneidendste Lösung, um die Frage der schwierigen Bewertung von Bür-
germeister Drews zu lösen. Allerdings muss ausdrücklich betont werden, dass eine
solche Vorgehensweise eine stärkere Belastung des ehemaligen Bürgermeisters im-
pliziert, als sie quellenbasiert festgestellt und nachgewiesen werden kann. Das könn-
te die betreffenden Entscheidungsträger in Argumentationsschwierigkeiten verset-
zen, wenn ihre derartige Entscheidung gegenüber Gegnern einer solchen Umbenen-
nung zu rechtfertigen wäre, in welchen Gründen auch immer deren Gegnerschaft
beruhen würde. Insgesamt entspricht in Drews’ Fall eine komplette Tilgung des alten
Straßennamens einer in seiner Tragweite selbst überaus problematischen Damna-
tio memoriae, der die Hoffnung innezuwohnen schiene, eine Form der Schuld aus
der Vergangenheit durch Löschung der Erinnerung daran zuminimieren und schließ-
lich ganz zu beseitigen. Für die Zukunft ist damit aber nichts Konstruktives geleistet.
Denkbar wäre bei dieser Vorgehensweise B freilich ein zusätzlicher Hinweis auf den

75 Filip Schwen (2023). Umstrittene Straßennamen in Ahrensburg bleiben. URL: https://www.abendblatt.
de/region/stormarn/article239743755/Umstrittene-Strassennamen-in-Ahrensburg-bleiben.html
(besucht am 26. 10. 2023).

https://www.abendblatt.de/region/stormarn/article239743755/Umstrittene-Strassennamen-in-Ahrensburg-bleiben.html
https://www.abendblatt.de/region/stormarn/article239743755/Umstrittene-Strassennamen-in-Ahrensburg-bleiben.html
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vorigen Straßennamen, um die Umbenennung und den Grund für dieselbe transpa-
rent zu kontextualisieren. Das würde die gerade beschriebene Damnatio Memoriae
abmildern.

4.3 Vorgehensweise C

Wenn keine Umbenennung wie nach der zweiten, eben dargelegten Option stattfin-
den soll, erscheint es angesichts der relativen Zweideutigkeit der Person von Bür-
germeister Drews durchaus sinnvoll, sein Handeln in der NS-Zeit zu kontextualisie-
ren und mit demjenigen aus der Zeit vor 1933 und nach 1945 zu vergleichen. Dies
kann recht eigentlich nur im unmittelbaren Verweis auf oder an dem Straßenschild
geschehen, indem eine beigegebene Zusatzinformation auf die hier im Vorangehen-
den offenbarte Zwiespältigkeit hinweist, eventuell noch um einen QR-Code ergänzt,
der online zu weiteren Erläuterungen der Gemeinde führt. Diese Lösung bietet den
nachhaltigen Vorteil, dass sie bei einem verhältnismäßig geringen Kostenaufwand
unterstreicht: man setzt sich in Kronshagen sinnvollkritisch mit der eigenen Vergan-
genheit auseinander undweiß zu einer ausgewogenen Entscheidung zu gelangenwie
zu seiner historischen Verantwortung zu stehen.
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